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Maßnahmen bis 1975
Förderung des Baues von
Krankenhäusern im Umfang
von rund 3500 Betten jährlich;
verstärkte Förderung des
Baues von Krankenhäusern
der zweiten und dritten Versor¬
gungsstufe, von geriatrischen
Kliniken und von Intensivpfle¬
gestationen; Vorrang des
Baues von Krankenhäusern
in Entwicklungsschwerpunkten
und besonders geeigneten
zentralen Orten ländlicher Ge¬
biete sowie Vorrang von Er¬
gänzungsbauten in Verdich¬
tungsgebieten.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 1311 Mio DM.

■ 7.5

Arbeitsunfallverhütung
Die Zahl der gemeldeten Arbeitsun¬
fälle in Nordrhein-Westfalen hat bis
1960 jährlich zugenommen. Seither
schwankt die Zahl der Unfälle um
einen Mittelwert, ohne sich wesent¬
lich zu verändern. Die Zahl der Un¬
falltoten am Arbeitsort betrug im
letzten Jahrzehnt etwa 1100 jährlich,
die Zahl der Toten im häuslichen Be¬
reich über 3000. Die Zahl der gemel¬
deten und anerkannten Berufskrank¬
heiten ist, abgesehen von kleineren
Schwankungen, konstant. Der wirt¬
schaftliche Aufwand für die Unfall¬
heil- und -folgekosten wird allein für
die Unfälle im gewerblichen Bereich
auf jährlich etwa 5 Mrd DM ge¬
schätzt. Die gleichbleibende Ten¬
denz in der Unfallentwicklung zeigt,
daß man mit den Wegen, die die Un¬
fallverhütung bisher beschritten hat,
wesentliche Erfolge nicht mehr er¬
zielen kann. Es müssen daher neue
Ansätze gemacht werden.
Durch die zunehmende Automatisie¬
rung werden die klassischen Berufs¬
krankheiten abnehmen, dafür wer¬
den Erkrankungen durch nervöse
Belastungen zunehmen. Die Erkennt¬
nisse der Arbeitsmedizin auf dem
Gebiet der nervösen Beanspruchung
müssen daher erheblich erweitert
und vertieft werden; die arbeitsmedi¬
zinische und arbeitspsychologische
Forschung ist mit Schwerpunkten in
dieser Richtung anzusetzen. Um
dem Anwachsen der Frühinvalidität
vorzubeugen, ist auch die praktische

Arbeitsmedizin in ihrem Umfang er¬
heblich zu erweitern. Die Betriebe
sollten sich zusammenschließen und
gemeinsame Werkarztzentren ein¬
richten, von denen aus die Arbeit¬
nehmer arbeitsmedizinisch versorgt
werden können. Die Einrichtung sol¬
cher Dienste ist besonders im Hin¬
blick auf die zunehmende nervöse
Belastung zu fordern.
Die Bevölkerung ist durch ständige
Maßnahmen über die Unfallgefahren
in Betrieb und Haushalt aufzuklären
und vom Wert der Sicherheit zu
überzeugen. Nur so ist mit einer
wesentlichen Senkung der Unfall¬
zahlen zu rechnen. Im Programm¬
zeitraum werden dafür Kosten in
Höhe von 4 Mio DM entstehen.
An den Hochschulen soll Sicher¬
heitstechnik verstärkt gelehrt wer¬
den. Ein entsprechender Unterricht
an den Berufs- und Berufsfachschu¬
len müßte eingeführt werden. Die be¬
reits in der Praxis befindlichen
Kräfte sollten durch Fortbildungsta¬
gungen mit dem Problem der Sicher¬
heit konfrontiert werden. Um geeig¬
nete wissenschaftliche Grundlagen
für die Unfallbekämpfung zu erhal¬
ten, soll eine zentrale Einrichtung für
Unfallforschung und Sicherheits¬
technik errichtet werden. Im Pro¬
grammzeitraum werden dafür Kosten
in Höhe von 5 Mio DM entstehen.

Langfristiges Ziel
Die Zahl der Berufsunfälle und
Berufskrankheiten, insbeson¬
dere die 'mit tödlichem Aus¬
gang und die, die zur Frühin¬
validität führen, muß gesenkt
werden.

Maßnahmen bis 1975
Fortdauernde Aufklärungstä¬
tigkeit; Einrichtung eines Insti¬
tuts für Unfallforschung und
Sicherheitstechnik.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 9 Mio DM.

■ 7.6

Kindergärten
Am Jahresende 1970 wird es in
Nordrhein-Westfalen rund 5000
Tageseinrichtungen für Kinder (Kin¬
dergärten, Kindertagesstätten, Kin¬
derhorte, Krippen und Krabbelstu¬
ben) mit rund 350 000 Plätzen geben.

Von 100 Kindern im Alter von 3 bis 6
Jahren können etwa 42 Tagesein¬
richtungen besuchen.
Das Land hat in den Jahren 1968 und
1969 besondere Anstrengungen un¬
ternommen, um die bauliche Verbes¬
serung und den Neubau von Tages¬
einrichtungen zu fördern. Während
in den Jahren 1960 bis 1967 durch¬
schnittlich jährlich rund 11 000 neue
Plätze geschaffen werden konnten,
wurde 1968 und 1969 die Einrichtung
von rund 45 000 Plätzen gefördert.
Der weitere Bedarf an Kindergarten¬
plätzen hängt von der Entscheidung
über das künftige Kindergartenalter
und von der künftigen Nachfrage
nach Kindergartenplätzen ab.
Der Kindergarten hat im Zusammen¬
wirken mit der Familie einen Erzie¬
hungsauftrag zu erfüllen. Die Erzie¬
hung des Kleinkindes im Kindergar¬
ten stellt noch die Individualisierung
des erzieherischen Umgangs und
das schöpferische Selbsttun in den
Vordergrund, vermittelt aber doch
schon — möglichst informell und na¬
türlich — die gesellschaftlichen Be¬
züge. Dabei bereitet der Kindergar¬
ten das Kind, das sich nach neueren
wissenschaftlichen Erkenntnissen in
einer günstigen Lernphase befindet,
auch auf die Schule vor. Die Frage,
ob die vorschulische Erziehung
der Fünfjährigen künftig der Vor¬
klasse der Grundschule vorbehalten
bleiben soll, wird die Landesregie¬
rung nach Auswertung des Schulver¬
suchs „Vorklasse" entscheiden.
Es gibt zur Zeit keine völlig gesi¬
cherten Erkenntnisse darüber, wie¬
viel Kindergartenplätze im Verhältnis
zur Bevölkerungszahl oder zur Kin¬
derzahl erforderlich sind. Es steht
jedoch fest, daß die Nachfrage über
den heutigen Bestand erheblich hin¬
ausgeht. Der Wert des Kindergartens
als Bildungsstätte wird in der Bevöl¬
kerung immer stärker anerkannt. Da
ein Kindergarten einen Mindestein-
zugsbereich voraussetzt und ein Teil
der Dreijährigen für einen Kinder¬
gartenbesuch nicht in Betracht
kommt, ist die Annahme des Bedarfs
an Kindergartenplätzen von etwa
75% der Kinder im Alter von drei bis
sechs Jahren durchaus realistisch.
Bei einer angenommenen Jahrgangs¬
stärke von 280 000 Kindern besteht
in Nordrhein-Westfalen ein zusätz¬
licher Bedarf von etwa 250 000 Plät¬
zen. Dieser Bedarf wird sich auch
durch die mögliche Einführung der
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Vorklasse nicht wesentlich vermin¬
dern, da die soziale Aufgabe des
Kindergartens für die Fünfjährigen
erhalten bleibt und die Reduzierung
der Gruppenstärke dringend notwen¬
dig ist. Im Programmzeitraum sollen
daher durchschnittlich pro Jahr
40 000 Plätze in Tageseinrichtungen
für Kinder gefördert werden.
Dadurch werden Landesausgaben in
Höhe von insgesamt 300 Mio DM
entstehen.
Die Vergrößerung des Platzangebo¬
tes in Tageseinrichtungen für Kinder
hängt vor allem davon ab, daß
genügend sozialpädagogische Fach¬
kräfte zur Verfügung stehen. In den
Tageseinrichtungen für Kinder wer¬
den Ende 1970 rund 7000 voll ausge¬
bildete sozialpädagogische Fach¬
kräfte tätig sein, so daß etwa jede
dritte Gruppe in einer Tageseinrich¬
tung für Kinder nicht mit einer
sozialpädagogischen Fachkraft be¬
setzt sein wird.
Die Gruppenstärke soll nach den
vorliegenden Richtlinien bei Kinder¬
krippen 6 bis 10 Kinder, bei Krabbel¬
stuben 8 bis 10 Kinder, bei Kinder¬
gärten 25 bis 30 Kinder, bei Kinder¬
horten 20 bis 25 Kinder und bei
Tagesstätten 15 bis 30 Kinder betra¬
gen. Diese Richtsätze werden zur
Zeit nicht selten überschritten, weil
die vorhandenen Plätze und Fach¬
kräfte nicht ausreichen. Der Fach¬
kräftemangel in Tageseinrichtungen
für Kinder ist nicht darauf zurückzu¬
führen, daß die sozialpädagogischen
Berufe nicht gewählt werden. Die
Bereitschaft, den Beruf einer Kinder¬
gärtnerin und Hortnerin oder einen
sonstigen sozialpädagogischen Be¬
ruf zu ergreifen, hat in den letzten
Jahren stetig zugenommen. Die vor¬
handenen 51 Fachschulen für Erzie¬
her, die neun Höheren Fachschulen
für Sozialpädagogik sowie die fünf
Höheren Fachschulen für Sozialpäd¬
agogik in Aufbauform sind zur Zeit
nicht in der Lage, alle Bewerbungen
zu berücksichtigen. Die Zahl der Be¬
werbungen im Bereich der Fach¬
schulen für Kindergärtnerinnen und
Hortnerinnen übersteigt vielfach die
Aufnahmekapazität dieser Bildungs¬
einrichtungen um das Doppelte.

!m Programmzeitraum sind deshalb
neue Ausbildungsstätten zu schaffen
und die Kapazität der vorhandenen
Fachschulen zu erweitern. Die Fach¬
richtung Sozialpädagogik soll in den

Jahren 1971 bis 1975 so ausgebaut
werden, daß sich die Zahl der Ab¬
schlüsse von etwa 270 auf etwa 500
erhöht. Außerdem sollen 15 weitere
Fachschulen für Erzieher eingerichtet
werden; der jährliche Schulabschluß
erhöht sich damit von bisher etwa
1300 auf etwa 1800. Die neuen Aus¬
bildungsplätze werden teils in neuen
Ausbildungsstätten, teils durch Paral¬
lelzüge geschaffen werden. Von 1971
bis 1975 sind für den Bau dieser Aus¬
bildungsstätten rund 30 Mio DM Lan¬
desmittel erforderlich.
Außerdem müssen die Betriebsko¬
sten der Kindergärten neu verteilt
werden. Ein Kindergartenplatz kostet
jährlich etwa 750 DM. Davon tragen
die Eltern durchschnittlich ein Drit¬
tel, die öffentliche Hand 5 bis 10 Pro¬
zent, den Rest die Träger. Träger
sind zu 91 Prozent freie Verbände
der Wohlfahrtspflege. Das Land
Nordrhein-Westfalen wendet zur Zeit
jährlich 12 Mio DM auf. Bis 1975 soll
erreicht werden, daß die Eltern, die
Träger und die öffentliche Hand je
ein Drittel der Betriebskosten über¬
nehmen. Darüber hinaus sollen die
Eltern langfristig von Beitragsver¬
pflichtungen freigestellt werden, so
daß dann Kindergärten ebenso wie
die Schule kostenlos besucht wer¬
den können.

Langfristiges Ziel
Jedes Kind muß die Möglich¬
keit haben, einen von sozial¬
pädagogischen Fachkräften
betreuten Kindergarten gebüh¬
renfrei zu besuchen, wenn dies
von den Eltern gewollt wird.

Maßnahmen bis 1975
Förderung des Ausbaues von
rund 200 000 Kindergartenplät¬
zen; Erhöhung der Ausbildungs¬
kapazität der Fachrichtung So¬
zialpädagogik an Fachhoch¬
schulen auf jährlich etwa 500
Abschlüsse; Errichtung von 15
Fachschulen für Erzieher.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 330 Mio DM.

■ 7.7
Altenhilfe
In allen hochentwickelten Industrie¬
gesellschaften steigt die Lebenser¬
wartung an. Am Beginn unseres
Jahrhunderts lag die mittlere
Lebenserwartung in Deutschland
noch bei etwa 46 Jahren. Im Jahre
1980 wird die Lebenserwartung seit
1900 um etwa 25 Jahre gestiegen
sein. Der technische, soziale und
medizinische Fortschritt erweitert
bisher ständig die Lebensspanne der
Menschen.
Der Anteil der über 65jährigen in der
Bundesrepublik Deutschland betrug
1960 10,9 Prozent der Gesamtbevöl¬
kerung, er umfaßt 1970 rund 12 Pro¬
zent, wird 1980 etwa 14,4 Prozent er¬
reichen und sich bis zum Jahre 2000
bei etwa 12 bis 13 Prozent einpen¬
deln.
Der im Grundgesetz verankerte
Sozialstaat hat die Aufgabe, die Vor¬
aussetzungen dafür zu schaffen, daß
die älteren Bürger die gewonnenen
Lebensjahre mit Inhalt erfüllen kön¬
nen. Diese Aufgabe kann vor allem
durch gesundheitspolitische Maßnah¬
men und durch die Sicherung men¬
schenwürdiger Wohn- und Lebensbe¬
dingungen erfüllt werden.

■ 7.71
Gesundheit für alte Menschen

Gesundheitsvorsorge und Gesund¬
heitsfürsorge für alte Menschen
müssen nach Auffassung der Lan¬
desregierung unter den zahlreichen
Arten und Formen der öffentlichen
Hilfen einen noch bedeutenderen
Platz einnehmen. Die vom Land be¬
reits bisher geförderte Altenerho¬
lungsfürsorge wird in den nächsten
Jahren noch an Bedeutung gewin¬
nen. Aus Gründen der gesundheit¬
lichen Erholung, aber auch als Mög¬
lichkeit der aktiven Lebensgestal¬
tung im Alter, schätzen immer mehr
alte Bürger die Urlaubsreise. Ge¬
sundheit und Zufriedenheit stehen
vielfach in einer Wechselbeziehung.
Deshalb kommt es darauf an, den
alten Menschen mit allen Mitteln und
Kräften gesund zu erhalten. Die Mit¬
tel und Wege zu diesem Ziel sind so
verschieden wie die Bedürfnisse der
einzelnen alten Menschen. Um ge¬
sund und zufrieden zu bleiben, muß
der alte Mensch die noch vorhande¬
nen Kräfte aktivieren, sei es durch
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